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Schriftlicher Bericht des Vorstands zu Punkt 7 der Tagesordnung gemäß §§ 203 

Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG über die Gründe für die Ermächtigung des 

Vorstands, das Bezugsrecht der Aktionäre bei der Ausnutzung des Genehmigten 

Kapitals 2022 auszuschließen 

Zu Punkt 7 der Tagesordnung wird der Hauptversammlung vorgeschlagen, die beste-
hende satzungsmäßige Ermächtigung des Vorstands zu Kapitalerhöhungen (Geneh-
migtes Kapital 2021), die bis zum 30. Juni 2026 erteilt worden ist, aufzuheben und 
ein neues genehmigtes Kapital – das Genehmigte Kapital 2022 – zu schaffen. 

Durch das vorgeschlagene Genehmigte Kapital 2022 wird der Vorstand ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Nynomic AG um bis zu EUR 
2.950.600,00 durch die Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien 
zu erhöhen. Von der Ermächtigung kann ein- oder auch mehrmals in Teilbeträgen, 
insgesamt aber nur bis zu dem Betrag von EUR 2.950.600,00 Gebrauch gemacht 
werden. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in bestimmten Fällen auszuschließen (dazu 
sogleich unten). Die vorgenannte Ermächtigung soll – unter Beachtung der gesetz-
lich zulässigen Frist von fünf Jahren ab Eintragung der Ermächtigung – bis zum 27. 
Juni 2027 erteilt werden. 

Anlass für die Neuschaffung

Die derzeit geltende Satzung der Gesellschaft enthält in Ziffer 4.3 von § 4 noch das 
Genehmigte Kapital 2021. Durch dieses ist der Vorstand – nach teilweiser Ausnut-
zung des Genehmigten Kapitals 2021 – derzeit noch ermächtigt, das Grundkapital 
durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender Stammaktien in Form von Stückak-
tien gegen Bar- oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 
EUR 2.729.300,00 zu erhöhen. Diese Ermächtigung wird zwar erst mit Ablauf des 
30. Juni 2026 auslaufen, allerdings ist mittlerweile von der erleichterten Möglich-
keit des Bezugsrechtsausschlusses gemäß lit. b) von Ziffer 4.3 von § 4 der Satzung,  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bereits in Höhe von EUR 116.700,00 Gebrauch gemacht wor-
den. Der Vorstand ist der Ansicht, dass der Gesellschaft auch weiterhin die Möglich-
keit des erleichterten Bezugsrechtsausschlusses gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG in 
gesetzlich zulässigem Rahmen gegeben sein sollte und ihr ein genehmigtes Kapi-
tal in der höchst zulässigen Größenordnung zur Verfügung stehen sollte, also in 
Höhe von EUR 2.950.600,00. Die Gesellschaft soll zukünftig die möglichst weitge-
hende Möglichkeit haben, ggf. kursschonend auf neue Marktgegebenheiten reagie-
ren zu können und sowohl Bar- als auch Sachkapitalerhöhungen im Interesse der 
Gesellschaft und ihrer Aktionäre zeitnah und ohne erheblichen Verwaltungsauf-
wand durchzuführen. Aktuell sind solche Reaktionsmöglichkeiten der Gesellschaft 
dadurch, dass bereits in Höhe von EUR 116.700,00 von der Möglichkeit des erleich-
terten Bezugsrechtsausschlusses Gebrauch gemacht wurde und dass die derzei-
tige Höhe des Genehmigten Kapitals 2021 unter dem gesetzlich zulässigen Rahmen 
liegt, unnötig eingeschränkt. Es liegt im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktio-
näre, die Ermächtigung in größerem Umfang herzustellen und die Möglichkeit des 
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erleichterten Bezugsrechtsausschlusses neu zu eröffnen. Vorstand und Aufsichts-
rat schlagen der Hauptversammlung aus diesem Grund die Aufhebung des bishe-
rigen Genehmigten Kapitals 2021 und die Schaffung des neuen Genehmigten Kapi-
tals 2022 vor.

Die Verwaltung wird dadurch in die Lage versetzt, in höherem Maße zum Zweck der 
Beschaffung zusätzlicher finanzieller Mittel, zur Akquisition von Unternehmen und 
Beteiligungen oder anderweitig aus Gründen des Gesellschaftsinteresses Aktien 
auszugeben, ohne dass jeweils die Hauptversammlung damit befasst werden muss. 
Damit die Verwaltung diese Möglichkeit dem Interesse der Gesellschaft entspre-
chend flexibel und möglichst optimal nutzen kann, soll der Beschluss die Ermäch-
tigung zum Bezugsrechtsausschluss für verschiedene in dem Beschlussvorschlag 
angeführte Zwecke vorsehen: 

Ausschluss des Bezugsrechts

Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss nach Ziffer 2 lit a) zu Punkt 7 der 
Tagesordnung gestattet einen Bezugsrechtsausschluss zum Ausgleich von Spitzen-
beträgen. Ein solcher etwaiger Ausschluss für Spitzenbeträge ist aus technischen 
Gründen zur Durchführung einer Kapitalerhöhung, insbesondere zur Herstellung 
eines praktikablen Bezugsverhältnisses, unter Umständen erforderlich. Der Aus-
schluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge erleichtert die Abwicklung der Zutei-
lung von Bezugsrechten und deren Ausübung. Die als freie Spitzen vom Bezugsrecht 
der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden entweder durch Verkauf über 
die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der 
mögliche Verwässerungseffekt ist wegen der Beschränkung auf Spitzenbeträge 
gering. Ein Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ist daher erforderlich 
und angemessen. 

Der Vorstand soll zudem im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2022 nach Ziffer 2 
lit b) zu Punkt 7 der Tagesordnung ermächtigt werden, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen, wenn die Aktien der Gesellschaft gegen 
Bareinlage ausgegeben werden und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Bör-
senpreis der bereits notierten Aktien wesentlich gleicher Gattung und Ausstattung 
zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrages nicht wesentlich 
unterschreitet. Hierbei handelt es sich um eine Ermächtigung, einen sog. erleichter-
ten Bezugsrechtsausschluss nach §§ 203 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1, 186 Abs. 
3 Satz 4 AktG vorzunehmen. Diese soll es der Verwaltung ermöglichen, kurzfristig 
günstige Börsensituationen auszunutzen und dabei durch eine marktnahe Preisfest-
setzung einen möglichst hohen Ausgabebetrag zu erzielen. Nach allgemeiner Erfah-
rung nehmen Bezugsrechtsemissionen wegen der jeweils zu treffenden organisato-
rischen Maßnahmen und zu wahrenden Bezugsfrist deutlich mehr Zeit in Anspruch 
als Platzierungen unter Bezugsrechtsausschluss. Auch können durch solche Plat-
zierungen die bei Bezugsrechtsemissionen üblichen Abschläge vermieden werden. 
Die Eigenmittel der Gesellschaft können daher bei Ausschluss des Bezugsrechts in 
einem größeren Maße gestärkt werden, als dies bei einer Emission unter Wahrung 
des Bezugsrechts der Fall wäre. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erklärt den Bezugsrechts-
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ausschluss unter den Voraussetzungen von Ziffer 2 lit b) zu Punkt 7 der Tagesord-
nung gerade auch aufgrund dieser Erwägungen für zulässig. Durch die Ausgabe 
der Aktien in enger Anlehnung an den Börsenpreis werden auch Belange der Akti-
onäre gewahrt. Die Aktionäre müssen mithin keine nennenswerten Kursverluste 
befürchten, und es gibt in diesen Fällen die praxisnahe Möglichkeit der Aktionäre, 
zur Erhaltung ihrer Beteiligungsquote erforderliche Zukäufe von Aktien zu ver-
gleichbaren Preisen über die Börse vorzunehmen. 

Zum Schutz der Aktionäre vor Einflussverlust und Wertverwässerung ist die 
Ermächtigung zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss gemäß Ziffer 2 lit b) zu 
Punkt 7 der Tagesordnung auf insgesamt 10% des Grundkapitals begrenzt. Dabei 
ist das Grundkapital zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung 
oder – falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung maßgeblich. 
Der Beschlussvorschlag sieht zudem vor, dass auf diese 10%-Grenze Aktien anzu-
rechnen sind, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts in direkter oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG ausgegeben oder veräußert werden. Ferner werden auf die 10%-Grenze 
auch diejenigen Aktien angerechnet, die zur Bedienung von Wandlungs- oder Opti-
onsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten bzw. Andienungsrechten des 
Emittenten aus Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrech-
ten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Inst-
rumente) („Schuldverschreibungen“) ausgegeben werden oder auszugeben sind, 
sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit der Ermächtigung gemäß 
Ziffer 2 zu Punkt 7 der Tagesordnung bis zu ihrer Ausnutzung unter erleichtertem 
Bezugsrechtsausschluss ausgegeben worden sind. 

Die erfolgte Anrechnung entfällt aber dann wieder, wenn die ausgeübte ander-
weitige Ermächtigung erneuert wird, und zwar in dem Umfang, in dem die erneu-
erte Ermächtigung die Ausgabe von Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts 
in unmittelbarer bzw. entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
erlaubt. Beispielsweise würden gemäß der zu Tagesordnungspunkt 8 der Haupt-
versammlung vom 30. Juni 2021 beschlossenen Ermächtigung zur Veräußerung 
eigener Aktien unter Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG veräußerte Aktien in einem Umfang von 10% des Grundkapitals zunächst auf 
die 10%-Grenze des Genehmigten Kapitals 2022 angerechnet mit der Folge, dass 
aufgrund des Genehmigten Kapitals 2022 keine Aktien unter Bezugsrechtsaus-
schluss mehr gegen Bareinlagen in entsprechender Anwendung § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG ausgegeben werden könnten. Erneuert die Hauptversammlung anschlie-
ßend die Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien und erteilt dabei wieder 
eine Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG für 10% des Grundkapitals, würde die bereits erfolgte Anrechnung auf die 
10%-Grenze des Genehmigten Kapitals 2022 mit erleichtertem Bezugsrechts-
ausschluss wieder entfallen. In der Folge könnte die Gesellschaft aufgrund des 
Genehmigten Kapitals 2022 wieder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG in einem 
Umfang von 10% des Grundkapitals Aktien unter Bezugsrechtsausschluss gegen 
Bareinlagen ausgeben.
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Durch diesen Anrechnungsmechanismus wird im Einklang mit der Regelung der 
§§ 203 Abs. 1 i. V. m. 186 Abs. 3 Satz 4 AktG dem Schutzbedürfnis der Aktionäre im 
Hinblick auf eine Verwässerung Rechnung getragen, indem ihre Beteiligungsquote 
auch bei einer Kombination von Kapitalmaßnahmen und/oder der Ausgabe von 
Schuldverschreibungen so weit wie möglich erhalten bleibt. 

Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss nach Ziffer 2 lit c) zu Punkt 7 der 
Tagesordnung erlaubt einen Bezugsrechtsausschluss, sofern die Kapitalerhöhung 
gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen, Unternehmensbeteiligungen, sonstigen Vermögensgegenstän-
den oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum Zwecke des 
Erwerbs von Forderungen (einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder 
gegen von der Gesellschaft abhängige oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft ste-
hende Unternehmen) erfolgt. Die Gesellschaft beabsichtigt, auch weiterhin durch 
Akquisitionen ihre Wettbewerbsfähigkeit zu stärken und dadurch langfristige und 
kontinuierliche Ertragszuwächse zu ermöglichen. Die Gesellschaft soll die Mög-
lichkeit erhalten, auf nationalen und internationalen Märkten schnell und flexibel 
auf vorteilhafte Angebote oder sich sonst bietende Gelegenheiten zum Erwerb von 
Unternehmen oder Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen 
oder sonstigen Vermögensgegenständen reagieren zu können. Erfahrungsgemäß 
verlangen Eigentümer interessanter Akquisitionsobjekte als Gegenleistung oftmals 
nicht Geld, sondern Aktien des Erwerbers. Im Wettbewerb um attraktive Beteili-
gungen können sich daher Vorteile ergeben, wenn einem Veräußerer als Gegen-
leistung neue Aktien der Gesellschaft angeboten werden können. Eine Ausgabe von 
Aktien bei sich abzeichnenden Akquisitionsmöglichkeiten mit regelmäßig komple-
xen Transaktionsstrukturen im Wettbewerb der potenziellen Erwerbsinteressen-
ten muss in der Regel kurzfristig erfolgen. Aus diesem Grunde ist der Weg über die 
Ermächtigung zur Ausgabe von Aktien unter Schaffung eines genehmigten Kapitals 
erforderlich. Der Vorstand wird jeweils im Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der 
Ermächtigung zur Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2022 unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen soll, sobald sich Möglichkeiten zur 
Akquisition konkretisieren. Er wird das Bezugsrecht der Aktionäre nur in den Fällen 
ausschließen, in denen der Erwerb gegen Ausgabe von Aktien der Gesellschaft im 
wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre liegt. Bei der Fest-
legung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand sorgfältig darauf achten, dass 
die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. 

Gemäß der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss nach Ziffer 2 lit d) zu Punkt 
7 der Tagesordnung wird ein Bezugsrechtsausschluss erlaubt, wenn die Aktien aus-
gegeben werden zur Bedienung von Wandlungs- und Optionsrechten bzw. Wand-
lungs- oder Optionspflichten bzw. Andienungsrechten des Emittenten aus Schuld-
verschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder 
Optionspflichten bzw. Andienungsrechten des Emittenten auf Aktien der Gesell-
schaft. Die Gesellschaft soll damit in die Lage versetzt werden, Aktien, die zur Bedie-
nung von Wandlungs- und Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten 
bzw. Andienungsrechten des Emittenten aus Schuldverschreibungen benötigt wer-
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den, wahlweise auch aus dem Genehmigtem Kapital 2022 auszugeben. Sofern und 
soweit die Gesellschaft von dieser Möglichkeit Gebrauch macht, muss keine bedingte 
Kapitalerhöhung durchgeführt werden. Die Interessen der Aktionäre werden durch 
diese zusätzliche Möglichkeit daher nicht berührt. Die Nutzung neuer Aktien aus dem 
Genehmigtem Kapital 2022 statt einer Ausgabe von Aktien aus bedingtem Kapital 
oder einer sonst erforderlichen Barleistung kann wirtschaftlich sinnvoll sein. Inso-
weit wird durch die Ermächtigung die Flexibilität der Gesellschaft erhöht. 

Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss nach Ziffer 2 lit e) zu Punkt 7 der 
Tagesordnung erlaubt einen Bezugsrechtsausschluss, um den Inhabern oder Gläu-
bigern von Wandlungs- und/oder Optionsrechten oder auch von mit Wandlungs- 
bzw. Optionspflichten oder einem Andienungsrecht der Gesellschaft auf Lieferung 
von Aktien ausgestatteten Schuldverschreibungen zum Ausgleich von Verwässe-
rungen ein Bezugsrecht in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung 
der Wandlungs- bzw. Optionsrechte oder nach Erfüllung der Wandlungspflichten 
bzw. Andienung von Aktien als Aktionär zustünde. Die Anleihebedingungen enthal-
ten regelmäßig Klauseln, die dem Schutz der Inhaber bzw. Gläubiger von Options- 
oder Wandlungsrechten vor Verwässerung dienen. Auf diese Weise lassen sich diese 
Finanzierungsinstrumente am Markt besser platzieren. Ein Bezugsrecht von Inha-
bern bereits bestehender Options- oder Wandlungsrechte ermöglicht es zu verhin-
dern, dass im Falle einer Ausnutzung der Ermächtigung der Options- bzw. Wand-
lungspreis für die Inhaber bereits bestehender Options- oder Wandlungsrechte 
ermäßigt werden muss. Dies gewährleistet einen höheren Ausgabekurs der bei 
Ausübung der Option oder Wandlung auszugebenden Aktien. Da die Platzierung der 
Emission von Schuldverschreibungen dadurch erleichtert wird, dient der Bezugs-
rechtsausschluss dem wohlverstandenen Interesse der Aktionäre an einer optima-
len Finanzstruktur ihrer Gesellschaft. 

Schließlich wird gemäß der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss nach Ziffer 2 
lit f) zu Punkt 7 der Tagesordnung ein Bezugsrechtsausschluss gestattet, wenn diese 
Aktien Arbeitnehmern der Gesellschaft oder Arbeitnehmern eines von der Gesell-
schaft abhängigen oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehenden Unterneh-
mens ausgegeben werden sollen. Hierdurch können Aktien als Vergütungsbestand-
teil für Arbeitnehmer der Gesellschaft oder Arbeitnehmer eines von der Gesellschaft 
abhängigen oder in Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehenden Unternehmens ein-
gesetzt werden. Eine etwaige Ausgabe von Aktien an solche Arbeitnehmer rechtfer-
tigt sich durch die Vorteile, die sich aus der so bewirkten noch engeren Bindung der 
Mitarbeiter an das Unternehmen ergeben. Ziel wäre es dabei, die Identifikation der 
Mitarbeiter mit der Gesellschaft nachhaltig zu stärken und ihre Motivation zu för-
dern, indem sie auch als Aktionäre am langfristigen Unternehmenserfolg beteiligt 
werden. Die Ausgabe von Belegschaftsaktien ist hierzu ein geeignetes Mittel. Das 
Genehmigte Kapital 2022 ermöglicht es der Gesellschaft, Belegschaftsaktien mit 
liquiditätsschonender Wirkung auszugeben. Hierzu ist es notwendig, das Bezugs-
recht der Aktionäre auszuschließen. Vor Ausnutzung der Ermächtigung wird der 
Vorstand jeweils sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung im konkreten Einzelfall im 
wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre liegt. 
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Aufgrund der vorstehenden Ausführungen ist die Ermächtigung zum Bezugsrechts-
ausschluss in allen vorgenannten Fällen in den umschriebenen Grenzen erforder-
lich und im Interesse der Gesellschaft geboten. 

Im Fall der Ausnutzung der vorgeschlagenen Ermächtigung wird der Vorstand in der 
jeweils folgenden Hauptversammlung darüber berichten.

Fabian Peters     Maik Müller 
Vorstand der Nynomic AG    Vorstand der Nynomic AG


